Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2588 


Sachgebiet 710 


Vorblatt 


Gesetz zur Änderung der Gewerbeordnung 
(Antrag der Fraktionen der SPD, FDP) 


A, Problem 

Im Maklergewerbe — vor allem im Grundstücks- und Woh- 
nungsmaklerwesen — betätigen sich neuerdings in zunehmen- 
der Zahl Personen, denen die für diesen Beruf erforderliche 
Zuverlässigkeit fehlt oder die in ungeordneten Vermögensver- 
hältnissen leben. Geschädigt werden dadurch vor allem Ange- 
hörige sozialschwacher Bevölkerungsschichten. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf will daher durch eine entsprechende Ände- 
rung der Gewerbeordnung eine Zulassungsregelung für das 
Maklergewerbe einführen, die sicherstellen soll, daß ungeeig- 
neten Personen bereits der Zugang zu diesem Beruf ver- 
schlossen wird. 


C, Alternativen 

Zusätzliche Einführung eines besonderen Fachkundenachwei- 
ses, wie ihn ein von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachter 
Initiativgesetzentwurf (Drucksache VI/2327) vorsieht oder Rege- 
lung der Problematik in einem besonderen Berufsordnungs- 
gesetz für Makler. 


D. Kosten 

Keine 
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Antrag 

der Fraktionen der SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Gewerbeordnung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 

Die Gewerbeordnung wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 34 b wird folgender § 34 c eingefügt: 

.§ 34 c 

(1) Wer gewerbsmäßig 

1. den Abschluß von Verträgen über Grund- 
stücke, grundstücksgleiche Rechte, Unterneh- 
men, gewerbliche Räume, Wohnräume oder 
Darlehen vermitteln oder die Gelegenheit 
zum Abschluß solcher Verträge nadiweisen 
will, 

2. Bauvorhaben bei der Vorbereitung oder 
Durchführung für Rechnung und im Namen 
eines anderen verwalten will, 

bedarf der Erlaubnis. Die Erlaubnis gilt für den 
Geltungsbereich des Gesetzes. Sie kann inhalt- 
lich beschränkt und unter Auflagen zum Schutze 
der Allgemeinheit und der Auftraggeber erteilt 
werden, die nachträgliche Änderung, Ergänzung 
oder Beifügung von Auflagen ist zulässig. 

(2) Die Erlaubnis ist zu versagen 

1. wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
daß der Antragsteller oder eine der mit der 
Leitung des Betriebes oder einer Zweignieder- 
lassung beauftragten Personen die für den Ge- 
werbebetrieb erforderliche Zuverlässigkeit 
nicht besitzt; die erforderliche Zuverlässigkeit 
besitzt in der Regel nicht, wer in den letzten 
fünf Jahren vor Stellung des Antrages wegen 
eines Verbrechens oder wegen Diebstahls, 


Unterschlagung, Erpressung, Betruges, Un- 
treue, Urkundenfälschung, Hehlerei oder 
Wuchers rechtskräftig verurteilt worden ist, 

2. wenn der Antragsteller in ungeordneten Ver- 
mögensverhältnissen lebt; dies ist in der Re- 
gel der Fall, wenn über das Vermögen des 
Antragstellers der Konkurs eröffnet worden 
oder er in das vom Konkursgericht oder vom 
Vollstreckungsgericht zu führende Verzeich- 
nis (§ 107 Konkursordnung, § 915 Zivilpro- 
zeßordnung) eingetragen ist. 

(3) Der Bundesminister für Wirtschaft und 
Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates zum 
Schutze der Allgemeinheit sowie der Auftrag- 
geber Vorschriften zu erlassen über den Umfang 
der Befugnisse und Verpflichtungen des Ge- 
werbetreibenden bei der Ausübung des Gewer- 
bes, insbesondere über die Verpflichtung 

1. die ihm in Ausführung des Auftrages über- 
lassenen Vermögenswerte getrennt von sei- 
nem eigenen Vermögen zu verwalten und die 
Verpflichtung zur Rechnungslegung gegen- 
über dem Auftraggeber nach Beendigung des 
Vertragsverhältnisses, 

2. zur Erstattung von Anzeigen beim Wechsel 
der mit der Leitung des Betriebes oder einer 
Zweigniederlassung beauftragten Personen, 

3. zur Buchführung, zur Erteilung von Auskünf- 
ten und zur Duldung der behördlichen Nach- 
schau; das Grundrecht des Artikels 13 des 
Grundgesetzes kann für die Nachschau ein- 
geschränkt werden, 

4. zum Abschluß einer Haftpflichtversicherung 
gegen Vermögensschäden. 
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(4) Die Landesregierungen oder die von ihnen 
bestimmten Stellen können die für die Ausfüh- 
rung der Absätze 1 und 2 und der nach Absatz 3 
ergangenen Rechtsverordnungen zuständigen 
Stellen bestimmen." 

2. In § 38 wird die Nummer 5 gestrichen. 

3. § 53 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden das Wort „und" nach 
„34 a" gestrichen, ein Beistrich gesetzt und 
nach „34 b" die Worte „und 34 c" eingefügt. 

b) In Absatz 2 wird nach „34 b" ein Beistrich 
gesetzt und das Wort „34 c" eingefügt. 

4. In § 148 Abs. 1 Nr. 4 a wird nach den Worten 
„des § 34 b Abs. 8" ein Beistrich gesetzt und 
werden folgende Worte eingefügt; „des § 34 c 
Abs. 3". 


Artikel II 

(1) Die Erlaubnis nach § 34 c Abs. 1 der Gewerbe- 
ordnung gilt demjenigen als erteilt, der ein in dieser 
Vorschrift bezeichnetes Gewerbe bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes befugt ausübt. 

(2) Gewerbetreibende nadi Absatz 1 haben ihren 
Betrieb der zuständigen Behörde anzuzeigen. In der 
Anzeige sind die mit der Leitung des Betriebes und 
einer Zweigniederlassung beauftragten Personen an- 
zugeben. Die Behörde bestätigt dem Gewerbetrei- 
benden kostenfrei und schriftlich, daß er zur Aus- 
übung seines Gewerbes berechtigt ist. Wird die 
Anzeige nicht innerhalb von sechs Monaten nach In- 


krafttreten dieses Gesetzes erstattet, so erlischt die 
Erlaubnis. 

(3) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn die 
Voraussetzungen für die Rücknahme nach § 53 
Abs. 2 Nr. 2 der Gewerbeordnung vorliegen. 


Artikel III 

Rechtsverordnungen, die vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes auf Grund von § 38 Nr. 5 der Gewerbe- 
ordnung erlassen worden sind, gelten bis zu ihrer 
Aufhebung fort; soweit sie nicht mit den Vorschrif- 
ten nach Artikel I Nummer 1 in Widerspruch stehen. 
Der Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrats hiernach fortgeltende 
Rechtsverordnungen aufzuheben. 


Artikel IV 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S, 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 


Artikel V 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf seine 
Verkündung folgenden sechsten Monats in Kraft. 
Die Ermächtigung in Artikel I Nr. 1 zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen tritt mit dem Tage der Ver- 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 21. September 1971 


Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeines 

In letzter Zeit sind insbesondere im Grundstücks- 
und Wohnungsmaklergewerbe Mißstände bekannt- 
geworden. Die Betroffenen, zumeist Angehörige 
sozialschwacher Bevölkerungsschichten, wurden hier- 
durch teilweise erheblich geschädigt. In das Makler- 
gewerbe haben Personen Eingang gefunden, denen 
es an der für ihre Tätigkeit erforderlichen Zuver- 
lässigkeit fehlt oder die in ungeordneten Vermö- 
gensverhältnissen leben. Es handelt sich dabei z. T. 
auch um vorbestrafte Personen oder in anderen Be- 
rufen gescheiterte Existenzen. 

Das geltende Gewerberecht bietet zwar verschie- 
dene Möglichkeiten gegen unlautere Grundstücks- 
makler vorzugehen, insbesondere durch eine Ge- 
werbeuntersagung nach § 35 Gewerbeordnung. Eine 
solche Gewerbeuntersagung kann jedoch erst aus- 
gesprochen werden, wenn der Gewerbetreibende in 
dem Gewerbe bereits tätig geworden und ein Scha- 
den schon eingetreten ist. 

Der Entwurf sieht daher eine Zulassungsregelung 
für das Maklergewerbe vor, die sicherstellen soll, 
daß ungeeigneten Personen bereits der Zugang zu 
diesem Gewerbe verwehrt wird. Dies hat zur Folge, 
daß Personen, die als Makler tätig sein wollen, ihr 
Gewerbe nur aufnehmen dürfen, wenn hinsichtlich 
ihrer Zuverlässigkeit und Vermögensverhältnisse 
keine Bedenken bestehen. 

Von den Berufsbewerbern soll dagegen nicht der 
Nachweis der Fachkunde verlangt werden. Soweit 
sich aus der Tätigkeit von Maklern Unzuträglich- 
keiten ergeben haben, handelt es sich — fast aus- 
schließlich — um Fälle der Unzuverlässigkeit und 
ungeordneter Vermögensverhältnisse. Solchen Per- 
sonen kann aber mit Hilfe der vorgesehenen Ver- 
sagungsgründe der Zugang zum Gewerbe versperrt 
werden; bei nachträglicher Unzuverlässigkeit kann 
die Erlaubnis zurückgenommen werden. 

Bei dieser Sachlage muß die Einführung eines Fach- 
kundenachweises auch verfassungsrechtlich als be- 
denklich angesehen werden; denn Einschränkungen 
des Grundrechts des Artikels 12 GG sind nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts nur 
zulässig, soweit diese zum Schutze eines wichtigen 
Gemeinschaftsguts zwingend erforderlich sind. Da- 
bei hat der Gesetzgeber den Grundsatz der Ver- 
hältnismäßigkeit zu beachten und sich jeden Ein- 
griffs zu enthalten, der die Betroffenen übermäßig 
belastet. Außerdem ist zu berücksichtigen, daß in 
krassen Fällen mangelnder Fachkenntnisse bereits 
mit Hilfe des Versagungsgrundes der Unzuverläs- 
sigkeit eingeschritten werden kann. In der ver- 
waltungsgerichtlichen Rechtsprechung ist nämlich an- 
erkannt, daß solche Personen als unzuverlässig an- 
zusehen sind, die sich in einem Gewerbe betätigen. 


obwohl sie nicht über die hierfür erforderlichen 
elementaren Kenntnisse verfügen. 

Nach dem Entwurf soll die erforderliche Zulassungs- 
regelung in der Gewerbeordnung (durch Einfügung 
eines § 34 c) getroffen werden. Durch den Erlaß 
eines Sondergesetzes würde das Gewerberecht wei- 
ter zersplittert, was vermieden werden sollte. 
Außerdem könnte dies für zahlreiche andere Ge- 
werbe Veranlassung geben, ebenfalls eine eigen- 
ständige Berufsordnung zu verlangen. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel I Nr. 1 

§ 34 c Abs. 1 sieht die Einführung einer Erlaubnis- 
pflicht vor. Erfaßt werden die Grundstücks-, Woh- 
nungs- und Darlehnsvermittler, die derzeit den auf 
Grund von § 38 Nr. 5 erlassenen Landesverordnun- 
gen unterliegen. Erlaubnispflichtig werden ferner 
Unternehmensvermittler sowie Personen, die die 
Gelegenheit zum Abschluß der in Absatz 1 Nr. 1 
genannten Verträge nachweisen. Die zuletzt ge- 
nannte gewerbliche Tätigkeit ist insbesondere auf 
dem Wohnungssektor üblich. Für ihre Einbeziehung 
besteht ein besonderes Bedürfnis, da sich auf diesem 
Gebiet in der Vergangenheit häufig Beanstandungen 
ergeben haben. Ein ähnliches Schutzbedürfnis der 
Allgemeinheit ist hinsichtlich der in Absatz» 1 Nr. 2 
aufgeführten Gewerbetreibenden zu bejahen. Es 
sind wiederholt Fälle bekanntgeworden, in denen 
derartige Unternehmer die Gelder ihrer Auftrag- 
geber veruntreut haben. 

Die Erlaubnis wird grundsätzlich für alle in § 34 c 
Abs. 1 bezeichneten Tätigkeiten erteilt, sie kann 
jedoch auf einzelne Tätigkeiten beschränkt werden, 
wenn dies der Schutz der Allgemeinheit oder der 
Auftraggeber erfordert. Unter den gleichen Vor- 
aussetzungen kann die Ausübung des Gewerbes 
durch Auflagen näher geregelt werden. 

Nach Absatz 2 soll der Erlaubnisbehörde die Ver- 
pflichtung auferlegt werden, die Zuverlässigkeit des 
Antragstellers und der mit der Leitung des Betriebes 
oder einer Zweigniederlassung beauftragten Person 
sowie die Vermögensverhältnisse des Antragstellers 
zu überprüfen. Die Einbeziehung der Betriebs- und 
Zweigstellenleiter erscheint notwendig, um zu ver- 
hindern, daß die Erlaubnispflicht von unzuverläs- 
sigen Personen umgangen wird. Vielfach haben 
Makler eine Gewerbeuntersagung dadurch zu ver- 
eiteln versucht, daß sie das Gewerbe abmeldeten 
und es auf den Namen eines Strohmannes — zu- 
meist auf den Namen eines nahen Verwandten — 
wieder anmeldeten. An der tatsächlichen Leitung 
des Betriebes änderte sich jedoch hierdurch nichts. 
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Derartige Manipulationen können durch die vor- 
gesehene Regelung weitgehend verhindert werden. 

Unzuverlässig ist, wer nicht die Gewähr für eine 
ordnungsgemäße Ausübung des Gewerbes bietet. 
Beim Vorliegen einer der in Absatz 2 Nr. 1 bezeich- 
neten Verurteilungen kann in der Regel Unzuver- 
lässigkeit angenommen werden. Die Aufzählung ist 
jedoch nicht abschließend, auch andere Tatsachen 
können die Unzuverlässigkeit begründen. 

Durch den Versagungsgrund nach Absatz 2 Nr. 2 
sollen Personen, die in ungeordneten Vermögens- 
verhältnissen leben, aus dem Gewerbe ferngehalten 
werden. Die Erfahrungen haben gezeigt, daß Per- 
sonen, denen die erforderlichen Mittel für die Auf- 
rechterhaltung ihrer wirtschaftlichen Existenz feh- 
len, nicht zur Wahrnehmung fremder Vermögens- 
interessen geeignet sind, sie sind in verstärktem 
Maße der Versuchung ausgesetzt, sich an den ihnen 
anvertrauten Vermögenswerten zu vergreifen. Die 
Annahme ungeordneter Vermögensverhältnisse ist 
in der Regel begründet, wenn über das Vermögen 
des Antragstellers der Konkurs eröffnet ist oder 
wenn er in das vom Konkursgericht oder vom Voll- 
streckungsgericht zu führende Verzeichnis einge- 
tragen ist. 

Die näheren Regelungen über Verpflichtungen bei 
der Ausübung des Gewerbes sollen nicht im Gesetz 
selbst, sondern in einer Rechtsverordnung getrof- 
fen werden. § 34 c Abs. 3 ermächtigt den Bundes- 
minister für Wirtschaft und Finanzen zum Erlaß 
dieser Rechtsverordnung. Gegen das Gebot, anver- 
traute Gelder von dem eigenen Vermögen zu tren- 
nen und nach Beendigung des Vertragsverhältnisses 
Rechnung zu legen, wird von unseriösen Maklern 
häufig verstoßen. Der Verordnungsgeber soll daher 
in Absatz 3 Nr. 1 ermächtigt werden, hierüber be- 
sondere Vorschriften zu erlassen. Die in Nr. 2 vor- 
gesehenh Anzeige soll der Erlaubnisbehörde Kennt- 
nis vom Wechsel leitender Personen geben und 
hierdurch eine Überprüfung der Zuverlässigkeit 
dieser Personen ermöglichen. Die in Absatz 3 
Nr. 3 aufgeführten Verpflichtungen zur Buchführung, 
Auskunftserteilung und Duldung der Nachschau sol- 
len der Behörde eine gründliche Überwachung der 
Geschäftsbetriebe der Makler ermöglichen, die Re- 
gelung entspricht geltendem Recht (§ 38 Nr. 5). Ab- 
satz 3 Nr. 4 enthält darüber hinaus die Ermächti- 
gung, die Makler zum Abschluß einer Haftpflicht- 
versicherung gesetzlich zu verpflichten. Durch den 
Abschluß einer solchen Versicherung wird das Ri- 
siko für den Auftraggeber erheblich gemindert. Eine 
versicherungsredhtliche Abdeckung eines Risikos 
liegt darüber hinaus auch im Interesse der Makler. 
Solche Versicherungsverträge werden von einem 
Teil der Maklerschaft bereits auf freiwilliger Grund- 
lage abgeschlossen. 

Zu Artikel I Nr. 2 

§ 38 Nr. 5 wird durch die Ermächtigung in § 34 c 
Abs. 3 ersetzt; die Vorschrift kann daher gestrichen 
werden. 


Zu Artikel I Nr. 3 

Durch die vorgesehene Ergänzung des § 53 soll er- 
reicht werden, daß diese allgemeine Rücknahmevor- 
schrift der Gewerbeordnung auch auf das Makler- 
gewerbe Anwendung findet. Die Vorschrift ermög- 
licht auch eine Rücknahme der Erlaubnis, wenn der 
Gewerbetreibende einen Betriebs- oder Zweigstel- 
lenleiter weiter beschäftigt, dessen Unzuverlässig- 
keit sich herausgestellt hat; dies entspricht allge- 
meinen gewerberechtlichen Grundsätzen. 


Zu Artikel I Nr. 4 

Durch die vorgesehene Änderung sollen Verstöße 
gegen auf Grund von § 34 c Abs. 3 erlassene 
Rechtsverordnungen in die Strafandrohung des § 148 
Nr. 4 a einbezogen werden. Verstöße gegen die Er- 
laubnispflicht können bereits nach § 147 geahndet 
werden. 


Zu Artikel II 

Die Vorschrift enthält die erforderliche Übergangs- 
regelung. Die in Absatz 2 vorgesehene Anzeige- 
pflicht soll der Erlaubnisbehörde einen Überblick 
über die vorhandenen Maklerbetriebe verschaffen, 
was von Bedeutung für die im öffentlidhen Interesse 
liegende Überwachung auch dieser Betriebe ist. Die 
Behörde soll insbesondere auch in die Lage ver- 
setzt werden, die mit der Leitung des Betriebes oder 
einer Zweigniederlassung beauftragten Personen 
auf ihre Zuverlässigkeit zu überprüfen. Falls Ver- 
anlassung besteht, wird die Behörde auch die Zu- 
verlässigkeit des Unternehmens und dessen Ver- 
mögensverhältnisse einer Prüfung unterziehen. 

Wird die Anzeige nicht innerhalb der angegebenen 
Frist erstattet, erlischt die — fiktive — Erlaubnis, 
so daß notfalls eine neue Erlaubnis eingeholt wer- 
den muß. 


Zu Artikel III 

Der Fortbestand der bisherigen, auf § 38 Nr. 5 ge- 
stützten Landesverordnungen muß iin Interesse 
einer ordnungsmäßigen Durchführung des Ände- 
rungsgesetzes gesichert sein, so lange die in § 34 c 
Abs. 3 vorgesehene Rechtsverordnung noch nicht 
erlassen ist. 


Zu Artikel IV 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel V 

Die vorgesehene übergangsfrist soll dem Gewerbe 
und den Behörden die erforderliche Zeit zur Umstel- 
lung auf das neue Recht geben. 
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